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Arbeitspapier 6: 
Stellung der Gewerkschaften im System der Betriebsverfassung 

 
 

I. Zweispurigkeit der Interessenvertretung (vgl. Schaubild) 

 

 Gewerkschaftliche Vertretung der 
Arbeitnehmer 

Vertretung der Arbeitnehmer durch die 
Betriebsräte 

Personenkreis - Freiwillige Mitgliedschaft, 
Austritt unbeschadet etwaiger 
Kündigungsfristen jederzeitig 
möglich 

- Tarifverträge gelten – abgesehen von 
der AVE – kraft privatautonomer 
Entscheidung 

- Mit Begründung des 
Arbeitsverhältnisses oder 
Konstituierung eines Betriebsrats 
wird Belegschaftsmitglied 
zwangsweise repräsentiert 

 

Kompetenzen - Autonom in Satzung definiert 

- Grundrechtsschutz im Rahmen des 
Art. 9 Abs. 3 GG 

- Keine originären Kompetenzen, 
Zuweisung per Gesetz  

- Freiwillige Betriebsvereinbarungen 
müssen sich im Rahmen des 
§ 77 BetrVG halten 

Interessen-
durchsetzung 

- Ziel: Abschluss eines Tarifvertrags 

- Arbeitskampf zur Durchsetzung 
möglich 

- Arbeitgeber und Betriebsrat sollen 
sich einigen, ggf. Einschaltung der 
Einigungsstelle 

- Maßnahmen des Arbeitskampfes sind 
ausgeschlossen  

 

II. Grundvoraussetzung: Vertretensein im Betrieb (mindestens ein Arbeitnehmer) 

III. Betätigung im Rahmen der Betriebsverfassung 
1. Förderung der Betriebsratsbildung („Kreationsrechte“, zB §§ 16 III, 17 III, IV BetrVG) 

2. Förderung der Betriebsratsarbeit (zB § 31 BetrVG) 

3. Zugangsrecht zum Betrieb, § 2 II BetrVG 

4. Spezielle Kontrollrechte: §§ 23 I, III, 119 II BetrVG 

5. Änderungen der Betriebsverfassung durch Tarifvertrag (zB § 3 I BetrVG) 
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IV. Wahrnehmung allgemeiner Koalitionsaufgaben im Betrieb 

  (Mitgliederwerbung, - information, -betreuung) 
 1. Wiederholung: Allgemeine Koalitionsaufgaben, Art. 9 III GG 

 2. Durch betriebsangehörige Gewerkschaftsmitglieder 

  a) Betriebsratsmitglieder, § 74 III BetrVG 

  b) Gewerkschaftliche Vertrauensleute 

  c) Organisierte Arbeitnehmer 

 3. Durch externe Gewerkschaftsmitglieder 
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